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1. Der Antragsgegnerin wird aufgegeben, der Antragstellerin fÃ¼r den Fall der Auf-
nahme in die Werkstatt fÃ¼r behinderte Menschen in P. Leistungen zur Teilhabe am
Arbeitsleben fÃ¼r das am 08. August 2005 beginnende 3-monatige Eingangsver-
fahren bis auf weiteres zu gewÃ¤hren. 2. Die Antragsgegnerin trÃ¤gt die Kosten des
Verfahrens.

GrÃ¼nde:

I.

Die Antragstellerin begehrt von der Antragsgegnerin Leistungen zur Teilhabe am
Arbeitsleben fÃ¼r den Fall der Aufnahme in der Werkstatt fÃ¼r behinderte
Menschen in P â�¦

Die am 1981 geborene, aufgrund einer frÃ¼hkindlichen HirnschÃ¤digung
verbunden mit psychischen AuffÃ¤lligkeiten wie Unruhe und AngstzustÃ¤nden
sowie Depressionen behinderte Antragstellerin (GdB 80) besuchte die Schule fÃ¼r
geistig Behinderte in L./L., die sie im Sommer 2005 abschloss (Abschlusszeugnis der
FÃ¶rderschule fÃ¼r geistige Behinderte in L. vom 22.06.2005). Der Besuch der
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FÃ¶rderschule in L./L. war fÃ¼r die im ca. 30 km entfernten L wohnende
Antragstellerin aufgrund der ungÃ¼nstigen Organisation des Fahrdienstes mit einer
daraus resultieren erheblichen zeitlichen Beanspruchung mit gesundheitlichen
BeeintrÃ¤chtigungen bis an die Grenze der Tolerierbarkeit verbunden
(Bescheinigung der FachÃ¤rztin fÃ¼r Neurologie und Psychiatrie D. von 18. Juli
2005). Die Integration in die Werkstatt fÃ¼r behinderte Menschen in P. bereitete die
Antragstellerin seit 2003 durch mehrere Praktika vor (17.11.2003 bis 21.11.2003;
26.04.2004 bis 30.04.2004; 25.10.2004 bis 29.10.2004; 04.04.2005 bis 08.04.2005;
BestÃ¤tigung der LebenshilfewerkstÃ¤tten hand in hand gemeinnÃ¼tzige GmbH
vom 14. Juli 2005).

Am 18. Juli 2004 beantragte die Antragstellerin bei der Antragsgegnerin Leistungen
zur Teilhabe am Arbeitsleben und fÃ¼r den Fall der Aufnahme in die Werkstatt fÃ¼r
behinderte Menschen in P. die GewÃ¤hrung von Leistungen bei dem jeweils
zustÃ¤ndigen KostentrÃ¤ger. Nach Beiziehung des schulÃ¤rztlichen Gutachtens des
Gesundheitsamtes des Landkreises D.-S. vom 25. Januar 2000, der Bescheinigung
des C.-T.-Klinikums C., SozialpÃ¤diatrisches Zentrum an der Kinderklinik vom
02.08.1993, des Schwerbehindertenausweises der Antragstellerin vom 11.03.1992,
der Zustimmung der getroffenen Bildungswegeempfehlung im Verfahren zur
Feststellung des sonderpÃ¤dagogischen FÃ¶rderbedarfs des Staatlichen Schulamtes
fÃ¼r die Kreisfreie Stadt C. vom 15.05.1995, des Ergebnisses des schulÃ¤rztlichen
Gutachtens des Gesundheitsamtes des Landkreises D.-S. vom 13.01.2004 sowie des
Bescheids Ã¼ber den weiteren Besuch der FÃ¶rderschule fÃ¼r geistig Behinderte L.
im Schuljahr 2004/2005 des Staatlichen Schulamtes W.f vom 23.03.2004
unterbreitete die Antragsgegnerin den LebenshilfewerkstÃ¤tten hand in hand
gemeinnÃ¼tzige GmbH, TrÃ¤ger der Werkstatt fÃ¼r behinderte Menschen in P., mit
Schreiben vom 04. Januar 2005 einen Eingliederungsvorschlag fÃ¼r die
Antragstellerin fÃ¼r das Eingangsverfahren und den Berufsbildungsbereich in der
Werkstatt fÃ¼r behinderte Menschen in P. vom 08. August 2005 bis 07. November
2006.

Mit Bescheid vom 10. MÃ¤rz 2005 lehnte die Antragsgegnerin gegenÃ¼ber der
Antragstellerin sodann deren Antrag auf Aufnahme in die Werkstatt fÃ¼r behinderte
Menschen in P. ab. Zur BegrÃ¼ndung fÃ¼hrte sie im Wesentlichen aus, die
Antragstellerin erfÃ¼lle laut schulÃ¤rztlichem Gutachten vom 25. Januar 2000 zwar
die Voraussetzungen des Â§ 136 Abs. 2 SGB III, weshalb einer Aufnahme in eine
Werkstatt fÃ¼r behinderte Menschen seitens der Antragsgegnerin zwar
grundsÃ¤tzlich zugestimmt werde. Eine Anmeldung in einer Werkstatt fÃ¼r
behinderte Menschen kÃ¶nne jedoch nur unter Beachtung des Einzugsgebietes, das
heiÃ�t fÃ¼r die Antragstellerin in L. erfolgen. In Â§ 137 SGB IX werde darauf
hingewiesen, dass anerkannte WerkstÃ¤tten diejenigen behinderten Menschen aus
ihrem Einzugsgebiet aufnehmen, die die Aufnahmevoraussetzungen gemÃ¤Ã� Â§
136 Abs. 2 SGB IX erfÃ¼llten, wenn Leistungen durch die RehabilitationstrÃ¤ger
gewÃ¤hrleistet seien.

Dagegen legte die Antragstellerin durch ihre Betreuerin am 21. MÃ¤rz 2005
Widerspruch ein. Zur BegrÃ¼ndung fÃ¼hrte sie zum einen aus, von ihrem Wunsch
und Wahlrecht gemÃ¤Ã� Â§ 9 SGB XII zu Gunsten der Werkstatt fÃ¼r behinderte
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Menschen in P. Gebrauch zu machen. Des Weiteren verwies sie auf das wÃ¤hrend
der vier Praktika in der Werkstatt fÃ¼r behinderte Menschen in P. entwickelte sehr
gute VerhÃ¤ltnis zwischen ihr und den Mitarbeitern sowie dem Personal und ferner
darauf, dass sie einen sehr guten Bezug zu den TÃ¤tigkeiten in der Werkstatt fÃ¼r
behinderte Menschen in P. (Zuarbeiten fÃ¼r die Firma F.) hÃ¤tte, da sie wisse, dass
ihre Mutter und Betreuerin im BÃ¼ro tÃ¤tig sei und Produkte der Firma F. bei ihrer
Arbeit benÃ¶tige. AuÃ�erdem verwies sie darauf, dass ihre Mutter und Betreuerin
sie auf dem Weg zur und von der Arbeit in C. mitnehmen wolle, woraus eine in
zeitlicher Hinsicht deutlich verminderte Belastung resultieren wÃ¼rde. Die
Antragsgegnerin nahm daraufhin telefonische RÃ¼cksprache mit dem zustÃ¤ndigen
SozialtrÃ¤ger des Landkreises D.-Sp., der eine Aufnahme in einer Werkstatt fÃ¼r
behinderte Menschen auÃ�erhalb des Einzugsgebietes die Zustimmung verweigerte
(Vermerk vom 24.06.2005). Mit Widerspruchsbescheid vom 05. Juli 2005 wies die
Antragsgegnerin daraufhin den Widerspruch der Antragstellerin als unbegrÃ¼ndet
zurÃ¼ck. Zur BegrÃ¼ndung fÃ¼hrte sie im Wesentlichen aus, zwar bestehe die
MÃ¶glichkeit der Aufnahme der Antragstellerin in einer anderen anerkannten
Werkstatt fÃ¼r behinderte Menschen auÃ�erhalb des Einzugsgebietes. Den
WÃ¼nschen der Antragstellerin sei aber nicht zu entsprechen, wenn
unverhÃ¤ltnismÃ¤Ã�ige Mehrkosten entstÃ¼nden. Dies sei vorliegend der Fall, da
ein besonderer Fahrdienst eingerichtet werden mÃ¼sste, der erhebliche zusÃ¤tzlich
Kosten gegebenenfalls bis ins Rentenalter hinein verursache. Vor diesem
Hintergrund komme es auch nicht darauf an, dass die Mutter und Betreuerin der
Antragstellerin die Antragstellerin aufgrund ihrer BerufstÃ¤tigkeit in C. zur Zeit
selbst in die Werkstatt fÃ¼r behinderte Menschen in P. bringen und von dort
abholen kÃ¶nnte.

Mit ihrem durch die anwaltlich vertretene Betreuerin der Antragstellerin am 21. Juli
2005 gestellten Antrag auf Erlass einer einstweiligen Anordnung verfolgt die
Antragstellerin ihr Anliegen weiter. Zur BegrÃ¼ndung fÃ¼hrt sie im Wesentlichen
aus, unverhÃ¤ltnismÃ¤Ã�ige Mehrkosten entstÃ¼nden gerade nicht, da â�� was im
Kern zutrifft â�� die Entfernung von L nach P. mit ca. 15 km deutlich unter der
Entfernung von L nach L. mit ca. 30 km rangiere. Zudem bestÃ¼nde die
MÃ¶glichkeit, dass die Antragstellerin jedenfalls nach einer EingewÃ¶hnung den
Ã¶ffentlichen Personennahverkehr benutzen kÃ¶nnte. Auch seien bei einem Besuch
der Werkstatt fÃ¼r behinderte Menschen L. gesundheitliche Nachteile zu
befÃ¼rchten.

Nach ihrem schriftsÃ¤tzlichen Vorbringen beantragt die Antragstellerin daher,

die Antragsgegnerin im Wege der einstweiligen Anordnung zu verpflichten, der
Antragstellerin Leistungen im Eingangsverfahren der Werkstatt fÃ¼r behinderte
Menschen durch Ã�bernahme der Kosten fÃ¼r das Eingangsverfahren der Werkstatt
P., Gewerbepark â�¦ in â�¦ P. des TrÃ¤gers LebenshilfewerkstÃ¤tten hand in hand
gemeinnÃ¼tzige GmbH, I., â�¦ G./C. ab dem 08. August 2005 zu gewÃ¤hren.

Die Antragsgegnerin beantragt demgegenÃ¼ber sinngemÃ¤Ã�,

den Antrag abzulehnen.
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Zur BegrÃ¼ndung verweist sie im Wesentlichen auf den Widerspruchsbescheid.

Das Sozialgericht Cottbus hat zur weiteren SachverhaltsaufklÃ¤rung insbesondere
beigezogen die von der Antragstellerin zur Glaubhaftmachung ihres Begehrens
Ã¼berreichten und oben genanten Unterlagen, insbesondere die Bescheinigung der
FachÃ¤rztin fÃ¼r Neurologie und Psychiatrie D. vom 18.07.2005, wonach im
Unterschied zum Schulbesuch in./L. aufgrund des verlÃ¤ngerten Aufenthaltes in
einer Werkstatt fÃ¼r behinderte Menschen bei einer VollbeschÃ¤ftigung zuzÃ¼glich
des anfallenden Fahrweges der Belastungszeitraum aus nervenÃ¤rztlicher Sicht
Ã¼berdurchschnittlich lang und eine psychische Dekompensation der
Antragstellerin zu befÃ¼rchten sei. Eine Internetrecherche ergab, dass die
Entfernung zwischen der Wohnung der Antragstellerin und der Werkstatt fÃ¼r
behinderte Menschen in P. sich auf 18,61 km belÃ¤uft und die Entfernung zwischen
der Wohnung der Antragstellerin und der Werkstatt fÃ¼r behinderte Menschen in L.
auf 35,92 km sich belÃ¤uft. Nach der Internetauskunft der www.vbb-fahrinfo.de
besteht zwischen der Wohnung der Antragstellerin und der Werkstatt fÃ¼r
behinderte Menschen eine direkte Ã�PNV-Verbindung (Bus 21). Nach den
vorgenannten AuskÃ¼nften belÃ¤uft sich die Fahrzeit von L nach P. auf ca. 25 (bei
Benutzung eines Pkw) bzw. ca. 47 Minuten (bei Benutzung des Busses inklusive
FuÃ�wege zur Haltestelle von jeweils ca. 4 Minuten) belÃ¤uft.

Das Sozialgericht Cottbus hat die Sach- und Rechtslage mit den Beteiligten im
Rahmen einer nichtÃ¶ffentlichen Sitzung am 27. Juli 2005 erÃ¶rtert. Dabei ergab
sich, dass aufgrund einer pauschalen Kostenregelung inklusive Fahrdienstleistungen
zwischen dem LeistungstrÃ¤ger und der Werkstatt fÃ¼r behinderte Menschen in P.
zusÃ¤tzliche Kosten fÃ¼r einen Fahrdienst zwischen L und P. nicht entstehen
wÃ¼rden. Ferner ergab sich, dass die Gliederung der Einzugsgebiete auf eine
Netzwerkplanung zwischen dem MASGF, der Regionalredaktion der Antragsgegnerin
und den WerkstÃ¤tten fÃ¼r behinderte Menschen zurÃ¼ckgeht, wobei die
WerkstÃ¤tten fÃ¼r behinderte Menschen sich selbst diese Einzugsgebiete gegeben
haben. AuÃ�erdem ergab sich, dass die Antragstellerin nicht nur bei Nichtaufnahme
in die Werkstatt fÃ¼r behinderte Menschen in P. aufgrund der grÃ¶Ã�eren
zeitlichen Belastung des Fahrdienstes z. B. zur Werkstatt fÃ¼r behinderte Menschen
in L. psychische Dekompensationen erleiden kÃ¶nnte, sondern dass sie bei
Nichtaufnahme in einer Werkstatt fÃ¼r behinderte Menschen zum 08. August 2005
ohne Aufsicht alleine zu Hause wÃ¤re (BerufstÃ¤tigkeit der Betreuerin). Des
weiteren ergab sich, dass keine MÃ¶glichkeit besteht, den mit der
Inanspruchnahme eines Fahrdienstes von L nach L. verbundenen (zeitlichen und
daraus resultierend auch gesundheitlichen) Belastungen der Antragstellerin
entgegenzuwirken. SchlieÃ�lich ergab sich, dass die Aufnahme der Antragstellerin
in der Werkstatt fÃ¼r behinderte Menschen in P. nicht von der Entscheidung der
Antragsgegnerin abhÃ¤ngt, sondern ein mit Vertretern von Sozialamt, der
Antragsgegnerin und der Werkstatt fÃ¼r behinderte Menschen paritÃ¤tisch
besetzter Fachausschuss Ã¼ber die Aufname der Antragstellerin in die Werkstatt
fÃ¼r behinderte Menschen durch Abgabe einer Empfehlung (mit-) entscheidet und
die Antragsgegnerin Leistungen nur fÃ¼r den Fall der Aufnahme der Antragstellerin
in dem o. g. Rechtsstreit die Werkstatt fÃ¼r behinderte Menschen in P. gewÃ¤hren
kÃ¶nnte.
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FÃ¼r die weiteren Einzelheiten zum Sach- und Streitstand und dem Vorbringen der
Beteiligten im Einzelnen wird auf die Gerichtsakte und die beigezogene
Verwaltungsakte verwiesen.

II.

Der Antrag ist zulÃ¤ssig und begrÃ¼ndet, weshalb der Antragsgegnerin aufzugeben
war, der Antragstellerin fÃ¼r den Fall der Aufnahme in die Werkstatt fÃ¼r
behinderte Menschen in P. Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben fÃ¼r das am
08. August 2005 beginnende 3-monatige Eingangsverfahren bis auf weiteres zu
gewÃ¤hren.

1. Der Antrag ist zulÃ¤ssig. Auch im sozialgerichtlichen Verfahren ist der Antrag auf
Erlass einer einstweiligen Anordnung im allgemeinen statthaft. Im Hinblick auf die
verfassungsrechtlich gewÃ¤hrleistete Garantie effektiven Rechtsschutzes (Artikel 19
Abs. 4 Grundgesetz) ist es geboten, auch in sozialgerichtlichen Verfahren
vorlÃ¤ufigen Rechtsschutz zu gewÃ¤hren, wenn der BÃ¼rger ein TÃ¤tigwerden der
Verwaltung, dessen Durchsetzung im Klageverfahren mit einer Verpflichtungs-,
Leistungs- oder Feststellungsklage zu erreichen wÃ¤re, begehrt (BVerfGE 46, 166).
Auch im vorliegenden Fall ist der Antrag gem. Â§ 86 b Abs. 2 S. 2 SGG statthaft,
obgleich die Antragstellerin sich (auch) gegen den Ablehnungsbescheid vom 10.
MÃ¤rz 2005 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 05. Juli 2005 wendet.
Dies ergibt sich daraus, dass der Antrag der Antragstellerin seitens der
Antragsgegnerin abgelehnt wurde und der eine Leistung der Antragsgegnerin
begehrenden Antragstellerin eine aufschiebende Wirkung gerade nicht weiterhelfen
wÃ¼rde (siehe Mayer/Ladewig, Â§ 86 a SGG Rn. 6). Ausgehend davon, dass nicht
die Antragsgegnerin, sondern nur der paritÃ¤tisch besetzte Fachausschuss Ã¼ber
die Aufnahme der Antragstellerin in die Werkstatt fÃ¼r behinderte Menschen in P.
durch Abgabe einer Empfehlung an die Reha-TrÃ¤ger (mit-) entscheidet, war der
Antrag der Antragstellerin dahin auszulegen, dass die begehrte Leistung zur
Teilhabe am Arbeitsleben nur fÃ¼r den Fall der Aufnahme begehrt wird, wie sie dies
auch am 18. Juni 2004 bei der Antragsgegnerin im Verwaltungsverfahren beantragt
hatte. Da die Antragstellerin zudem zugleich Hauptsacheklage zum Sozialgericht
Cottbus erhoben hat, stellte sich die Frage nicht mehr, ob der Antrag auf Erlass
einer einstweiligen Anordnung bereits vor Klageerhebung zulÃ¤ssig ist (s. Â§ 86b
Abs. 3 SGG).

2. Der Antrag ist auch begrÃ¼ndet. GemÃ¤Ã� Â§ 86 b Abs. 2 Satz 2 SGG sind
einstweiligen Anordnungen zur Regelung eines vorlÃ¤ufigen Zustandes in Bezug auf
ein streitiges RechtsverhÃ¤ltnis zulÃ¤ssig, wenn diese Regelung, vor allem bei
dauernden RechtsverhÃ¤ltnissen, um wesentliche Nachteile abzuwenden oder
drohende Gewalt zu verhindern oder aus anderen GrÃ¼nden nÃ¶tig erscheint.
Voraussetzung fÃ¼r den Erlass einer solchen Regelungsanordnung ist das Vorliegen
eines Anordnungsanspruches und eines Anordnungsgrundes. Ein
Anordnungsanspruch ist gegeben, wenn der Antragsteller schlÃ¼ssig dargelegt und
glaubhaft macht, einen Rechtsanspruch auf die gewÃ¼nschte MaÃ�nahme zu
haben. Vom Vorliegen eines Anordnungsgrundes ist auszugehen, wenn der
Antragsteller bei einem Abwarten bis zur Entscheidung in der Hauptsache Gefahr
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laufen wÃ¼rde, seine Rechte nicht mehr realisieren zu kÃ¶nnen. Die einstweilige
Anordnung soll dann verhindern, dass der Antragsteller vor vollendete Tatsachen
gestellt wird, bevor er wirksam Rechtsschutz erlangen kann. Diese Voraussetzungen
sind vorliegend erfÃ¼llt.

a) Die Bundesagentur fÃ¼r Arbeit erbringt behinderten Menschen Leistungen zur
FÃ¶rderung der Teilhabe am Arbeitsleben, die wegen Art oder Schwere der
Behinderung erforderlich sind, um ihre ErwerbsfÃ¤higkeit zu erhalten, zu bessern,
herzustellen oder wiederherzustellen und ihre Teilhabe am Arbeitsleben zu sichern
(Â§ 97 Abs. 1 SGB III). Hierzu zÃ¤hlen auch berufsfÃ¶rdernde und ergÃ¤nzende
Leistungen zur Teilnahme an MaÃ�nahmen im Eingangsverfahren bzw. im
Berufsbildungsbereich in WerkstÃ¤tten fÃ¼r behinderte Menschen, wenn die
MaÃ�nahmen erforderlich sind, um die LeistungsfÃ¤higkeit des Behinderten zu
entwickeln, zu erhÃ¶hen oder wiederzugewinnen. Behinderte werden in diesem
Bereich nur gefÃ¶rdert, sofern erwartet werden kann, dass sie nach Teilnahme an
dieser MaÃ�nahme in der Lage sind, wenigstens ein MindestmaÃ� wirtschaftlich
verwertbarer Arbeitsleistung im Sinne des Â§ 136 Abs. 2 SGB IX zu erbringen (Â§
102 Abs. 2 SGB III). Auf diese Leistungen besteht bei Vorliegen der Voraussetzungen
ein Rechtsanspruch. Ein Ermessen steht der Bundesagentur fÃ¼r Arbeit weder bei
der Ã�berprÃ¼fung des Anspruchs auf berufliche Rehabilitation dem Grunde nach
noch hinsichtlich des Umfangs der zu gewÃ¤hrenden Reha-Leistungen zu.
GrundsÃ¤tzlich sind die Hilfen zu gewÃ¤hren, die erforderlich sind. Allein diese
Zielsetzung bestimmt Art und Umfang der Hilfe. Dies kann daher auch Reha-
Leistungen umfassen, die durch Anordnung nicht geregelt sind. Ein Rechtsanspruch
des Betroffenen besteht auch auf FÃ¶rderung in einer Werkstatt fÃ¼r behinderte
Menschen unabhÃ¤ngig von Art oder Schwere der Behinderung, sofern
Werkstattauglichkeit des Behinderten gegeben ist. Die Werkstatt steht nÃ¤mlich
nach Â§ 136 Abs. 2 SGB IX allen behinderten Menschen im Sinne des Abs. 1
unabhÃ¤ngig von Art oder Schwere der Behinderung offen, sofern erwartet werden
kann, dass sie spÃ¤testens nach Teilnahme an MaÃ�nahmen im
Berufsbildungsbereich wenigstens ein MindestmaÃ� wirtschaftlicher verwertbarer
Arbeitsleistung erbringen werden. Aus Â§ 137 Abs. 1 SGB IX resultiert eine
Aufnahmeverpflichtung seitens der Werkstatt fÃ¼r behinderte Menschen, sofern
der behinderte Mensch im regionalen Einzugsgebiet der Werkstatt wohnt. Nach Â§ 8
Abs. 3 der WerkstÃ¤ttenverordnung (WVO) muss die Werkstatt mit Ã¶ffentlichen
oder sonstigen Verkehrsmitteln in zumutbarer Zeit erreichbar sein.

b) Gemessen an diesen Vorgaben kann der Bescheid vom 10. MÃ¤rz 2005 in der
Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 05. Juli 2005 nach der im Eilverfahren
gebotenen summarischen Betrachtung schon deshalb keinen Bestand haben, weil
die Antragstellerin entgegen der Annahme der Antragsgegnerin im
Regionaleinzugsgebiet der Werkstatt fÃ¼r behinderte Menschen in P. gemÃ¤Ã� 
Â§Â§ 136, 137 SGB IX in Verbindung mit Â§ 3 Abs. 2 BSHG bzw. Â§ 9 Abs. 2 SGB XII
wohnt, nicht auch nur Ã¼berhaupt Mehrkosten im Sinne der genannten
Bestimmungen entstehen und darum die Leistungen durch die
RehabilitationstrÃ¤ger als gewÃ¤hrleistet anzusehen sind.

Dass die Antragstellerin mit ihrem Wohnort L im Regionaleinzugsgebiet der
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Werkstatt fÃ¼r behinderte Menschen in P. sich befindet, ergibt sich daraus, dass
diese â�� etwa im Unterschied zur Werkstatt fÃ¼r behinderte Menschen in L. â��
nur 18,61 km statt â�� wie etwa die Werkstatt fÃ¼r behinderte Menschen in L. â��
35,92 km vom Wohnort der Antragstellerin entfernt liegt und zudem vom Wohnort
der Antragstellerin zur Werkstatt fÃ¼r behinderte Menschen eine direkte
Busverbindung (Bus 21) eingerichtet ist und die Fahrzeit von L nach P. sich auf ca.
25 (bei Benutzung des Pkw) bzw. ca. 47 Minuten (bei Benutzung des Busses
inklusive FuÃ�wege zur Haltestelle von jeweils ca. 4 Minuten) belÃ¤uft. Denn die
Beurteilung des Einzugsgebietes richtet sich nach Ã�berzeugung des Gerichts nach
der Erreichbarkeit der Werkstatt fÃ¼r behinderte Menschen vom Wohnort der
Antragstellerin. Es genÃ¼gt nach Â§ 8 Abs. 3 WVO, dass die Werkstatt fÃ¼r
behinderte Menschen mit Ã¶ffentlichen oder sonstigen Verkehrsmitteln in
zumutbarer Zeit erreichbar ist (siehe auch GÃ¶tze, in: Hauck Â§ 137 SGB IX Rn. 7).

Eine von dieser Beurteilung ggf. abweichende Netzwerkplanung ist
demgegenÃ¼ber nach Ã�berzeugung des Gerichts unbeachtlich, da die
hÃ¶herrangigen gesetzlichen Vorgaben insoweit vorgehen (ebenso SG Stuttgart v.
10.5.2002, Az. 17 AL 6128/01 ER bzgl. eines gesetzeswidrigen, fÃ¼r den
Antragsteller im dortigen Verfahren nachteiligen BetreuungsschlÃ¼ssels aufgrund
einer internen Vereinbarung zwischen der Werkstatt fÃ¼r behinderte Menschen,
dem Landeswohlfahrtsverband und dem Landesarbeitsamt; insoweit auch vom LSG
Baden-WÃ¼rttemberg, Beschl. v. 14.8.2002, Az. 13 AL 2380/02 ER-B, nicht
moniert). Hinzu kommt, dass entgegen der im Widerspruchsbescheid vom 05. Juli
2005 angefÃ¼hrten BegrÃ¼ndung, wonach aufgrund eines besonders
einzurichtenden Fahrdienstes zwischen L und der Werkstatt fÃ¼r behinderte
Menschen in L. unverhÃ¤ltnismÃ¤Ã�ige Mehrkosten entstÃ¼nden, aufgrund der
pauschalen, einen Fahrdienst einschlieÃ�enden Kostenregelung zwischen den
LeistungstrÃ¤gern und den WerkstÃ¤tten fÃ¼r behinderte Menschen gerade nicht
auch nur Ã¼berhaupt Mehrkosten entstehen. Vor diesem Hintergrund ist auch nicht
ersichtlich, weshalb die GewÃ¤hrleistung von Leistungen durch die
RehabilitationstrÃ¤ger gemÃ¤Ã� Â§Â§ 136, 137 SGB IX nicht gegeben sein soll.
Auch die RehabilitationstrÃ¤ger haben letztlich die Rechtsauffassung des
Sozialgerichts Cottbus zur Beurteilung des Einzugsgebietes und der Mehrkosten zu
beachten.

c) Auch ein Anordnungsanspruch ist nach der im Eilverfahren gebotenen
summarischen Betrachtung gegeben. Sofern die gesetzlichen Erfordernissen
vorliegen, besteht gemÃ¤Ã� Â§Â§ 3 Abs. 5, 102 Abs. 2 SGB III, Â§ 40 SGB IX ein
Rechtsanspruch auf GewÃ¤hrung von Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben.
Vorliegend hat auch die Antragsgegnerin eingerÃ¤umt, dass die Antragstellerin die
persÃ¶nlichen Voraussetzungen erfÃ¼llt und es sich bei der Werkstatt fÃ¼r
behinderte Menschen in P. um eine anerkannte Werkstatt handelt. Sie hat darum
auch gegenÃ¼ber der Werkstatt fÃ¼r behinderte Menschen in P. einen
Eingliederungsvorschlag fÃ¼r die Antragstellerin in der Werkstatt fÃ¼r behinderte
Menschen in P. unterbreitet. Hinzu kommt, dass die Antragstellerin entgegen der
Auffassung der Antragsgegnerin gemÃ¤Ã� Â§ 137 Abs. 1 in Verbindung mit Â§ 136
Abs. 2 SGB IX in Verbindung mit Â§ 3 Abs. 2 BSHG bzw. Â§ 9 Abs. 2 SGB XII auch im
regionalen Einzugsgebiet der Werkstatt fÃ¼r behinderte Menschen in P. wohnt und
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Mehrkosten nicht entstehen, weshalb Leistungen durch die RehabilitationstrÃ¤ger
gemÃ¤Ã� Â§Â§ 136, 137 SGB IX als gewÃ¤hrleistet anzusehen sind (siehe oben II. 2.
a). Vor diesem Hintergrund ist die AusÃ¼bung des Wunsch- und Wahlrechts der
Antragstellerin hinsichtlich einer FÃ¶rderung des Eingangsverfahrens fÃ¼r den Fall
der Aufnahme in die Werkstatt fÃ¼r behinderte Menschen in P. zu beachten.

Im Ã�brigen lÃ¤ge nach Ã�berzeugung des Sozialgerichts Cottbus, lieÃ�e man sich
einmal auf die Mehrkostenargumentation der Antragsgegnerin ein, in der Person der
Antragstellerin ein atypischer Fall vor, der es geboten erscheinen lieÃ�e, von der
Vorgabe des Â§ 3 Abs. 2 S. 3 BSHG bzw. Â§ 9 Abs. 2 S. 3 SGB XII abzuweichen. Dies
folgert das Gericht aus den von der Antragstellerin in der Werkstatt fÃ¼r behinderte
Menschen bereits abgeleisteten Praktika, die ihre Integrationschanchen wesentlich
erhÃ¶hen dÃ¼rften.

Dem Anordnungsanspruch steht auch nicht entgegen, dass zunÃ¤chst nicht die
Antragsgegnerin, sondern nur der paritÃ¤tisch besetzte Fachausschuss Ã¼ber die
Aufnahme der Antragstellerin in die Werkstatt fÃ¼r behinderte Menschen in P.
durch Abgabe einer Empfehlung (mit-) entscheidet. Zum einen begehrt die
Antragstellerin vorliegend Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben nur fÃ¼r den
Fall der Aufnahme (siehe oben unter II.1.). Zum anderen hat der Fachausschuss
ebenso wie bereits die RehabilitationstrÃ¤ger (siehe oben unter II.2.b) letztlich die
Rechtsauffassung des Sozialgerichts Cottbus zur Beurteilung des Einzugsgebietes
und der Mehrkosten zu beachten. Aus Â§ 2 Abs. 2 WVO ergibt sich gerade keine
Berechtigung des Fachausschusses, von den hÃ¶herrangigen gesetzlichen
Vorgaben abzuweichen und die bei Vorliegen der Voraussetzungen gem. Â§ 137
Abs. 1 SGB III bestehende Aufnahmeverpflichtung der Werkstatt fÃ¼r behinderte
Menschen zu unterlaufen. Seine Aufgabe ist vielmehr die Einzelfallbeurteilung in
fachlicher Hinsicht, die dem Gericht ohne Zuziehung von SachverstÃ¤ndigen im
Eilverfahren kaum mÃ¶glich ist.

d) SchlieÃ�lich ist auch ein Anordnungsgrund gegeben, da die Regelung zur
Abwendung wesentlicher Nachteile nÃ¶tig erscheint (zu den Anforderungen siehe
etwa SG Stuttgart, a.a.O.). Zum einen ist Ã¼berhaupt zum 08. August 2005 eine
Regelung fÃ¼r eine Aufnahme der Antragstellerin in eine Werkstatt fÃ¼r behinderte
Menschen zu treffen, da sie ansonsten aufgrund der BerufstÃ¤tigkeit ihrer
Betreuerin tagsÃ¼ber allein zu Hause wÃ¤re und das Eingliederungsziel am Besten
erreicht werden kann, wenn das Eingangsverfahren mÃ¶glichst zeitnah zum
Abschluss der FÃ¶rderschule begonnen werden kann. Um die Belastungen aufgrund
des Fahrdienstes von L nach L. und eine daraus resultierende psychische
Dekompensation der Antragstellerin zu vermeiden, erscheint zudem gerade die
FÃ¶rderung durch Leistung zur Teilhabe am Arbeitsleben fÃ¼r den Fall der
Aufnahme fÃ¼r behinderte Menschen in P. nÃ¶tig.

Insbesondere dies hat die Antragstellerin durch Vorlage der Ã¤rztlichen
Bescheinigung nach Ã�berzeugung des Gerichts auch hinreichend glaubhaft
gemacht. Hinzu kommt, dass die Antragsgegnerin einrÃ¤umte, den bei
Inanspruchnahme des Fahrdienstes von L nach L. entstehenden zeitlichen und
daraus auch resultierenden gesundheitlichen Belastungen nicht entgegenwirken zu
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kÃ¶nnen.

Dabei liegt eine gegebenenfalls unzulÃ¤ssige Vorwegnahme der Hauptsache
deshalb nicht vor, weil vorliegend lediglich das 3-monatige Eingangsverfahren
anstelle der im Eingliederungsvorschlag der Antragsgegnerin unterbreiteten
MaÃ�nahme vom 08. August 2005 bis 07. November 2006, bei der zusÃ¤tzlich der
Berufsbildungsbereich berÃ¼cksichtigt wurde, in Rede steht (siehe auch Beschl. d.
LSG Baden-WÃ¼rttemberg, a.a.O., das gerade die Vorschaltung des
Eingangsverfahrens betont). Im Ã�brigen wÃ¤re ein Rechtsschutz der
Antragstellerin sonst nicht zu erreichen und zur Vermeidung der soeben
dargestellten wesentlichen Nachteile ein Abwarten des langjÃ¤hrigen
Hauptsacheverfahrens im Blick auf den angestrebten Eingliederungserfolg
unzumutbar, zumal die Antragstellerin mit Ã¼berwiegender Wahrscheinlichkeit
obsiegen wÃ¼rde.

Nach alledem war dem Antrag auf Erlass einer Regelungsanordnung zu
entsprechen.

3. Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG und entspricht dem Ausgang des
Verfahrens.

Erstellt am: 07.12.2005

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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